
AuFrund von § 1 der Gemei ndeordnung jUr den 1 1ei staat Sachsen ( SiehsGemO ) in der 1 assung
der Bekanntmachung vorn 03.03.2014 (SüchsGVBI. 5. 146) zuletzt geindert durch Artikel 18 des
Gesetzes vom 29.04.2015 (SächsGVl3l. 5. 349) i.V.m. 25, Abs. 1. Satz 1
Verwaltungskostengesetz des Freistaares Sachsen (SiclisVKG) in der Fassung der
Bekanntmachung voiu 1 7. 09.2003 (XächsGVI U. 5. 698), zuletzt geündert durch Artikel 3 1 des
( esetzes vorn 27. 01 .2012 (Siichs( VBI. 5. 1 30) hat der Geineintienit tier (ieiiieinde Bikrejistein in
seiner öfFentlichen Sitzun am 11.04.2017 Ihluende

Satzung der Gemeinde Bärenstein
über die Erhebung von Verwaltungskosten

für Amtshandlungen in weisungsfreien
Angelegenheiten

- Verwaltungskostensatzung -

(VwKostS)

beschlossen.
Beschluss—Nr.: 16/17



— Vcrwaltnngskustcnsaczung / Seile 2 —

§1
Kostenpilicht

Die Gemeinde llürensteiii erhebt für Amtshandlungen in weisungslreien ;\ngelegeiiheiteii
Verwaltungsgebühren und Auslauen (Kosten).

§2
Kostenschuldncr

(1) Zur Zahlung der Kosten ist veqiflielitet,
• wer die Amishandlung veranlasst, im übrigen derjeniue. in dessen Interesse die
Amtshand 1 ung vorgenommen ird.

2. wer die Kosten einer Behörde gegenüber schrill lieh ühermnninen hai oder mr die
Kostensehuld eines anderen kraft Gesetzes hattet,

3. im Reehtsbehelfsverihhren und in streitentseheidenden Verwaltungsverftihren derjenige,
dem die Kosten auferlegt werden.

(2) Mehrere Knstenschuldner hallen als (iesarntschuldner.
(3) Auslagen im Sinne des § 6, Abs. 1, die durch unbegründete Einwendungen eines Beteiligten

oder durch Verschulden eines Beteiligten oder eines Dritten entstanden sind, können diesem
auferlegt werden.

§3

Kostenhöhe

(1) Die [-[ühe der Verwaltungsgehühren bemisst sich nach dein als Anlage beigefügten kominutuden
Kostenverzeiehnis, welches Bestandteil der Satzung ist.
lür Amtshandlungen. die nicht im Kostenverzeiehnis enthalten sind. wird eine
Verwaltungsgebühr erhoben. die nach im Kostenverzeiehnis bewerteten vergleichbaren
Amtshandlungen zu bemessen ist. Fehlt eine ergleiehhare Amtshandlung. wird eine
Verwaltungsgehühr von 5 bis 25.000 FUR erhoben.

(2) Die 1-löhe der Verwaltungsgehühren ist nach dem VerwaltungsauRvand der an der
Arntshandlung beteiligten Behörden und Stellen (Kostendeekungsgehot) und nach der
Bedeutung der Angelegenheit tUr die Beteiligten zu bemessen. Ausnahmen vorn
Kostendeckungsgehot sind nur zulässig, wenn dies aus Gründen der Billigkeit erftwderlich ist.
Die Gebühr darf nicht in einem Missverhältnis zu der Amtshandlung stehen. Die Mindestgehühr
beträgt 5 FUI&.

(3) Ist eine Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes tier Anitshandlung zu berechnen, so ist dieser
zur Zeit der Beendigung der Amtshandiung maßgebend. Für Wertgehühren. Für die im
Kostenverzeichnis keine Gebühr vorgesehen ist, betrügt diese 1 % des Gegenstandes.
Der Kostensehuldner ist verpflichtet, die zur Festsetzung der Kosten erforderlichen Aneahen
wahrheitsgemäß und vollständig zu machen sowie die notwendigen Unterlagen in Ursehrift oder
beglaubigter Abschrift beizubringen.

§4
Entstehung der Kosten

(1) Die Kosten entstehen mit der Beendigung der kostenpfliehtigen Amtshandlung.
(2) In den Fällen, in denen mehrere Amtshandlungen innerhalb eines Verilihrens getätigt werden,
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mit der 1 leendigung der letzten kostenpfliehtigen Aintshandlung otter bei Zurücknahme oder
Erledigung des Antrages oder Reehtshehellijs.

§5
Zeitpunkt der Fälligkeit

Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentseheidung an den Kostenschuldner Ihhlig. wenn
nicht die Gemeinde Ilärenstein einen anderen Zeitpunkt bestimmt.

§6
Aus lagen

(1) Auslagen sind Au [wendungen. die im 1 inzel hill im Zusammenhang mit einer Aintshandlung im
Sinne von § 1 Abs. 1 und 2 SäehsVwKG entstehen. Auslagen sind insbesondere:

1. Entsehildigungen und Vergütungen, die Zeugen und Sachverständigen zustehen,

2. 1 ntgelte für Post— und Telekommunikationsdienstleistungen, ausgenommen die 1 ntgelte Ihr
einlache liriefsendungen

3. Aufwendungen Ihr amtliche Bekanntmachungen;

4. Reisekosten im Sinne der Reisekostenvorsehriken und sonstige Auflendungen hei
Ausführung von Dienstgeschälien außerhalb der Dienststelle;

5. Beträge. die anderen Behörden otter anderen Personen für ihre Tätigkeit zustehen.

Auslagen werden grundsätzlich in tatsächlich entstandener 1 löhe erhoben.

(2) Auslagen im Sinne des Absatzes 1 werden auch dann erhoben, wenn die kostenerhehende
Behörde aus Gründen der Gegenseitigkeit, der Verwaltungsvereinhichung oder aus ähnlichen
Gründen an die anderen Behörden, Einrichtungen oder Personen Zahlungen nicht zu leisten hat.

(3) Können nach besonderen Reehtsvorsehriften Auslagen erhoben werden, die nicht näher
bezeichnet sind, gilt Absatz entsprechend.

§7
Anwendung von Bestimmungen des SächsVwkG

Gemäß § 25, Abs. 2 SäehsVwKG linden die § 2, 3. 4, 5 § 6 Abs. 2 Satz 2 bis 7, Abs. 3 bis 5, die

§ 8 bis 17, der § 19, § 20 Abs. 1 und die § 21 bis 23 des SächsVwKG hei der Erhebung von
Kosten nach dieser Satzung entsprechend Anwendung.
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§8
Inkrafttreten / Au ßcrkrafttrcten

Diese Satiung tritt am Tag nach ihrer öflentlichen Bekannt machung in Kraft, gleichzeitig treten die
Satzung fiber die Erhebung von Verwaltungskosten mr Amtshandlungen in wcisungs&eien
Angelegenheiten — Verwalwngskostensatzung — vorn 20.0).200 1 und deren 1. Anderungssalzung
vom 08.10.2003 außer Kraft.

l1ärenslein. d. 12.04.2017

Be Schlegel
II (1 rgerrne ist er

- Dienstsiegel -
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Anlage:

Kostenverzeichnis
Anlage zu § 3 der VcrwaltuiuskostensaIzn ng der Genteiitde l1ärensteiti 1 escllIuss—Nr.: 1(‘i 7

fU. Nr. Aiiitsliaiidlung Gebühr iii 1 tirO oder
¼ des ( i ege itstandes

Allgemeine Verwaltung
4 trsk ü nie,
insl)est)fl(lere ‚itis Akten ii. 5,00 bis 50,00 NUR
Büchern tide, liIlSiCillllilllille in solche

2 Geneh iii igti ige ii

nuigrund gesetzlicher Vorschriften, 5,00 hs 150,00 NUR
geiiieindlielier oH. Best iiiiinungen

Nristverhiiigertiiien

Verlängerung einer Brist, deren Ablau ‘einen neuen 1 / 10 bis .4 tier iir die ( ienehinigtng
Antrag auf Irteilting einer gehührenpllicittigei vorgeseiieiieii Gebühr, iiiiiid 5,00 NUR
lenehinigung eriorderlich niaclieii würde

4 NJLR‘M!!!Un,YüeknahnlcJier WiderruF

einer ( lenehitigung nach Nr. 2 5,00 bis 150,00 NUR

5 BejauhjgWlgClj3estätigIiI1geIl

5.! Beglaubigungen von Schriftstücken,
che in der Gemeinde geibrugt wurden je Schriftstück 5,00 bis 125,00 NUR

5.2 Beglaubigungen anderer Schriftstücke je Seile 0,50 la‘ro, mmd. 5,00 NUR

6 i3escheiniutiuuen
Zeugnisse (amtl. lbstgest. Tatsache / z.B. Bürger
der Gemeinde zu sein),
Ausweise aller Art usw. (auch Zweit— u. Meiirterti—
gungen, sowei 1 nichts anderes best hnnü ist) 5,00 bis 50,00 i /U R

7 Fundsachen
Au tbewahrtmng e nsch 1. Aushändiguig an den
Verlierer, 1 igentü ncr oder F i iit!er

7.1 hei Sachen bis zu 500,00 1/um Wert 2% des Weises,
inindesiensjedocii 5,00 NUR

7.2 hei Sachen über 500,00 Euro Wert 2% von 500 1/UI< und
1 % des Mehrwertes

7.3 hei Tieren 2 Wo des Weises, mindestens
jedoch die U nterbringu ngskosten

8 Schreibgebühren / Schreihatislagen

8.1 $srih‘ehührQn
Abschn iten oder Auszüge
aus Akten, Protokollen von üiTentlichen Verhandlungen,
amtl. II üchern, Registern tisw.
(sofern sie nicht dnrcli Ablichtungen — Fotokopien
hergestellt wurden) die auf Antrag erteilt werden, je
angetängene Seite DIN A 4
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8. 1 . 1 für Scliri listücke, die in deuisclwr und sorbiseher
Sprache ahgefii.sst sind 5.00 l:VR

8. 1 .2 lUr Schri listücke, die in fremder Sprache abgefasst sind 1 0M0 1 VR

8.1.3 Ihr Schriftstücke in tabellarischer rtirrn, Verieichnisse
Listen, l{eclnrrunnuen. /cichnunucn_ wssenscIi. Ausarbeiiuniccn
wiril die Se reibgebühr nach dcni /eitanl\v;uid berechitei.
tier zur 1 lersiellting henöligt wird. Sie beir;igt linriede
apigelarigene Viertelstunde 11.00 LUR

8.2 $KI!rib1nL4ia
Abschn t ton oder Auszüge
iiitlels Kopiergerälen oder l‘extatntopnaten

8.2.1 hei einem Lormnat bis zu DIN A 4 je Seite schwarz / weiß 0,15 1 LJR
Ihrhig 0,50 UR

8.2.2 bei eurem größeren Formal je Seite scIm an / t eiß 0,20 1 U R
flinbig 0.70 1 UR

Finanzvcnvaltung
Ausgabe von Frsat,niarken für venlorengegangeric
1 Iundesieuennuarkenje Stück 10.00 LUR

1 0 \‘l ittcil ting von I1esteuerungsgrundlagcnm (lweitatmsf.) bzw. 5.00 bis 10.00 1 VR
Iiesclmcinigting über öfEntliche Abgaben für je Venanilagummgszeitraum
bereist abgelatn lene \‘eranIagunnszeptrütmmne

II /.eiiausRiiigung von Steuerhesuheitlcn 5,00- 15,00 LUk

12 Frteilung einer steuerlichen Unhedenklichkeitsbescheinigung 10.00 — 20,00 LUk

Bauvenvalt u ng
13 llesclieinigtnng über Niclithestehen oder 10,00 bis 50,00 FUR

NichtaLmsübung eines Vorkaufsrechtes nach Ilatmgeselzbtmcli

4 Erleilurig :Versmgung der /ust inminiiung /0

Mediciweriegumigen frassenhestiüigungen 50.00 bis 100.00 LUk

15 erstmalige Festsetzung einer 1 Iausnnmmmner 15.00 HJR

16 Auslertigtmmmg eines Laeplanes bis A3 mittels PC 5,00 HH< pro Plan

Archiv
17 Lipisichloahnie in Arcliivgui (z.B. l3auakten) 5.00 LUk je Akte

1 8 Suchen eines 1 in rages oder Vorgangs.
wen n hierfür zum Aufs tmchen notwenci ige A rigaben 20.00 1 U lt je angeE halben Sw nde
nicht gemacht werden können

19 Beglaubigte Archivkopie 10,00 — 50,00 LUk pro Kopie
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Hinweis nach § 4. Abs. 1 und 5 (1cr Ccmeiiideordn ulig für dcii Freistaat Sachsen (SiielisCcniO):

N.tchi 4, Abs. 4. Satz 1 Viii. Abs. 5 SichsGeniQ cIte:i Satzuiien und a:idcte iinsrechjihiche Vtiiscltriften, die unter
Verletzung von Verflihirens— und l-ormorscliritten der Sichs(ieinO zusi:t:ide gektiunnen si itl, ciii Jahr nach ihrer
l3ekantiliii;tcliung Us von Anfliin an gültig ‚usi;nide gekommen.

Dies gilt nicht, wenn

• die Ausfertigung der Satzung oder des andemen ()rtsrechts nicht oder fehlerhaft eriolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Säztingen, die (ienehmnigung oder die

1 ichs ‚ii nt nach uns tier Satzung oder des anderen ( )rtsrec ins verletzt worden s 11(1,
3. der hlürgernteister dciii Beschluss nach § 52, Abs. 2 SHciis( emiiU wegen ( esetzwidrigkeit

wi derspinehen hat.
4 vor Ablauf der in § 4. Abs. 4. Salz 1 Sichs( iem( ) scaannteil Fri%t

t) die kechtsaufsichtshchördL‘ den Beschluss hcantiimideL hat
uner

b) die Verletzung der Vcrftmhiremis— oder lorinvnrehlri h gegenüber der ( emneiiide umiter
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung besründen soll, schriftlich geltend
geniachit worden ist.

Q Ist eine Verletzung mmeIi den Ziflern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablaul‘der in 4, Abs. 4
Satz 1 Saclis(ieni() gemuninten I‘risl jedermann diese Verletzung geltend machen

Beka; intmaehungvvernwrL
Die öffentliche l3ekanntmaehung Weser Satzung erfolgte nach § 1 der BekaHntmachungssatzung der
( iemeinde lIirensiein im 1 ärensteitier Intorinations— und Nachrielitenblatt (Amtsblatt der

Jahrgan: 27
Nummer:
Erscheinungsiag: 15.05.2017

Biircnstein, cl. 16.05.2017
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